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gung hierzu wurde vom Großh . Miniſterium im gleichen Jahre
erteilt . Zu Beginn des Jahres 1900 fand die Umwandlung der

bisher als Dampf - und Pferdebahn betriebenen Strecken in ſolche
mit elektriſchem Betriebe ſtatt . Auch wurden die neuen Linien „ Haupt⸗
bahnhof - Moltkeſtraße ( Grenadierkaſerne ) “, „ Mühlburgertor - Kühler
Krug “ und „Kaiſerſtraße - Beiertheim “, die eine im März , die anderen
im Dezember , dem Verkehr übergeben . Bemerkt ſei hier noch, daß
die Strecke Marktplatz - Hauptbahnhof als Pferdebahn ſchon ſeit einer

Reihe von Jahren eingegangen war und nun als Teilſtrecke der

elektriſchen Linie Hauptbahnhof - Moltkeſtraße aufs neue eröffnet wurde .
Ein anfangs der 8S0er Jahre entworfenes Projekt , die Errichtung

einer Omnibuslinie zwiſchen Altſtadt und Bahnhofſtadtteil , bezw.
dem Nordoſt - und Südweſtende der Stadt , wurde 1884 , von ſeinem
Urheber , Herrn A. Joſt , ins Leben gerufen . Doch war dieſe Ein —

richtung von nicht langer Dauer . Nach Erweiterung des Betriebes
der Pferdebahnlinie verſchwand dieſelbe wieder .

Die Karlsruher gahnhöfe .
Zwecks Erweiterung des Güterbahnhofs wurde von der

Stadt der an den alten Lohfelder Graben grenzende ſüdliche Gelände —

abſchnitt des Gewanns Lohfeld mit Flächengehalt von 24,43 à käuf⸗
lich erworben und laut Beſchluß der am 25 . Januar 1875 ſtatt⸗
gehabten Stadtratsſitzung an die Eiſenbahnverwaltung abgetreten .
Da der Mühlburger Bahnhof für den immer mehr ſich ent —
wickelnden Verkehr nicht mehr ausreichte , mußte er erweitert werden .
Die Stadt bewilligte in dieſer Sache in der Stadtratsſitzung vom
11 . Auguſt 1882 19200 Mk .

Der Hauptbahnhof war , wegen ſeiner dem allzugroß ge —
wordenen Verkehr nicht mehr genügenden Einrichtungen , hinſichtlich
mannigfaltiger Verbeſſerungen ſowohl in den Sitzungen der zweiten
Badiſchen Kammer , wie in denen des Stadtrats des öfteren zur
Sprache gekommen . Die ungünſtige Lage der Bahnhofgebäulichkeiten
hatte im Laufe der Jahre viele Übelſtände hervorgerufen . War

doch durch den Bahnhof der neue Bahnhofſtadtteil von der Alt —

ſtadt geradezu abgeſchloſſen . Seit den 1870er Jahren beſchäftigte
die Bahnhoffrage die Stadt . Viele Vorſchläge wurden gemacht ,
viele Projekte ausgearbeitet . Teils ſprach man ſich für eine voll —



ſtändige Verlegung , teils für eine Hochlegung des Bahnhofes aus .
Andere wieder wollten , zugleich mit der Verlegung , die Idee einer
Kopfſtation verwirklicht wiſſen . Erſt anfangs der 80er Jahre richtete
auch die zuſtändige Behörde ihr Augenmerk auf dieſen in der Offent⸗
lichkeit viel beſprochenen Punkt . In dem der Zweiten Kammer der Land —
ſtände zu Anfang des Jahres 1881 zugegangenen Entwurfe des Eiſen —
bahnbaubudgets für die Periode 1882 —83 war eine Erweiterung
des hieſigen Perſonenbahnhofs mit einem Aufwande von
700000 Mk . vorgeſehen . Die ſchwebende Bahnhoffrage hatte damit
in unſerer Stadt einen neuen Anſtoß erhalten . Auf Veranlaſſung
einiger Mitglieder des hieſigen Handelsſtandes fand infolge deſſen
zwiſchen dieſen und den hieſigen Mitgliedern der Handelskammer ein

diesbezüglicher Meinungsaustauſch ſtatt , wobei beſchloſſen wurde , daß
der Vorſitzende der Handelskammer zum Zweck der Stellungnahme
zu vorliegender Frage eine Verſammlung der hieſigen Kaufleute und

Induſtriellen einberufen ſolle . In letzterer , von ungefähr 300 Per⸗
ſonen beſuchten Verſammlung wurde mit Stimmeneinheit beſchloſſen ,
durch die Handelskammer das Miniſterium der Finanzen zu bitten ,
dasſelbe wolle dahin wirken , daß die Vorlage an den Land —

tag , betreffend die Erweiterung de Karlsruher Perſonenbahnhofs ,
zurückgezogen und daß eine neue Vorlage an den Landtag ein⸗

gebracht werde , und zwar nach ſtattgefundenem Benehmen mit den

ſtädtiſchen Intereſſenten , unter Feſthaltung des jetzigen Platzes für
den Umbau und unter Erſtrebung vollſtändiger Beſeitigung der Ver —

kehrsſtörung zwiſchen der Altſtadt und dem Bahnhofſtadtteil . Anfangs
April des gleichen Jahres war in der Zweiten Kammer daraufhin
die Regierungsvorlage einſtimmig angenommen , aber dabei zugleich
beſchloſſen worden , eine Petition des Stadtrats , die ſich im Prinzip
mit der Reſolution der oben erwähnten Verſammlung deckte , der

*⁰

Regierung empfehlend zu überweiſen . Für die Intereſſen unſerer
Stadt trat beſonders der Abgeordnete Kiefer ein . Ihm und dem

Abgeordneten Hoffmann war es vorzüglich auch zu danken , daß die
in der Vorlage enthaltene Forderung der Eiſenbahnverwaltung , den
Bau eines eigenen Gaswerkes zu genehmigen , abgeſchlagen wurde . Im
Oktober wurden die Umgeſtaltungsarbeiten im Innern des Bahn⸗
hofes mit Benützung der weniger verkehrsreichen Jahreszeit ſchon
eifrig betrieben . Die alte , große , rauchgeſchwärzte Einſteighalle
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wurde abgebrochen und damit für Warteſäle , Reſtauration und Bureau —

räume mehr Licht gewonnen . Der vom Aufnahmsgebäude iſolierte

Mittelperron wurde auf ſeine ganze Länge mit einem gefälligen ,

leichten , eiſernen , ſäulengetragenen Dach verſehen . Ferner wurden

unterirdiſche Verbindungswege zwiſchen dem Warteſaalperron und den

anderen Perrons fertiggeſtellt . Zu ungeſtörter Handhabung dieſer

Arbeiten wurde ein e ſ Bahnhof in der Nähe des Winter —

denkmals angelegt . Der Umbau des Bahnhofs konnte darum ziem—

lich raſch vor ſich gehen. Anfangs 1885 war das Hauptgebäude in

ſeinem Außern vollendet . Die beiden Endpavillons wurden ſchon im

Mai von dem proviſoriſchen Bahnzaun befreit . In dem weſtlichen

Pavillon wurde das Bureau des Bahnamtsvorſtandes neu etabliert ,

während der öſtliche , den Fürſtlichen Warteſaal enthaltend , mit einem

neuen Glasvordach verſehen wurde ; auch am Mittelbau wurde ein

ſolches Vordach angebracht . Zur geſchmackvollen Ausſtattung der

Schalterhallen und Warteſäle wurden mehrere hieſige Künſtler bei - ̃

gezogen . Die beiden Warteſäle , geräumig , hell und mit hinreichenden

Sitzplätzen verſehen , wurden mit den Reſtaurationen direkt verbunden .

Ebenſo freundlich und einladend wie die Warteſäle wurden auch die

Reſtaurationen hergerichtet . Die Einrichtung eines geräumigeren

Gepäckbureaus bedeutete auch eine weſentliche Verbeſſerung . Gleich —

zeitig erfuhr die Gleisanlage eine durchgreifende Umgeſtaltung . Die —

ſelbe ward durch die Einrichtung einer zentralen Weichenſtellung viel

überſichtlicher und einfacher gemacht . Das für die Einfahrt vom

Oberland und der Rheinbahn beſtimmte Zentralſtationshäuschen fand

unter dem Übergang an der Ettlinger Landſtraße ſeine Aufſtellung .

Waren ſomit die Verkehrsverhältniſſe in den Grenzen des Hauptbahn —

hofs beſſer geworden , ſo hatte doch die We
mdaffrage⸗

damit ihre

Löſung noch nicht gefunden. Die bauliche Anlage des 2Bahnhofs rief

eben immer noch dieſelben Übelſtände hervor , die ſeit Jahren den

Verkehr der Altſtadt mit dem Bahnhofſtadtteil in ſo hohem Grade

erſchwert hatten . Der im Jahre 1883 gegen 15000 Einwohner

zählende Stadtteil empfand lebhaft dieſe Übelſtände, und es wurde

auch dieſem Empfinden in mehreren Verſammlungen von ſeiten der

Intereſſenten öffentlich Ausdruck verliehen . Der Stadtrat , der dieſe Be⸗

wegung zu würdigen wußte , richtete Ende Januar 1884 eine Petition

an die Zweite Kammer , ſie möge zur Ausführung von je einem
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Tunnel für Fußgänger an den Bahnübergäugen der Rüppurrer⸗ ,
Ettlinger - und Gartenſtraße die Mittel bewilligen , dagegen die An⸗

forderungen der Regierung für Herſtellung von Bahnüberbrückungen
ablehnen . In den Jahren 1871 und 75 hatte er zwar die Herſtellung
von Überbrückungen neben den Niveauübergängen gewünſcht .
Nachdem jedoch dieſer Wunſch von ſeiten der Regierung abgelehnt worden
war und daraufhin der Stadtrat es übernommen hatte , ein Projekt
zu entwerfen , kam er während der Ausarbeitung desſelben zur Er⸗

kenntnis , daß eine Überbrückung keine Verbeſſerung für den Verkehr
bedeuten würde , und gab deshalb ſeinen bis dahin eingenommenen
Standpunkt auf . Die Sache ruhte nun bis zum Jahre 1882 , als

ſich in der Stadt das Gerücht verbreitete , die Regierung beabſichtige
eine Erweiterung des beſtehenden Bahnhofes ohne Beſeitigung der

vorhandenen Mißſtände der den Bahnhof kreuzenden Straßen . Eine

lebhafte Bewegung entſtand in der Stadt , Eingaben mit zahlreichen
Unterſchriften wurden an den Stadtrat eingereicht , die den Wunſch
ausſprachen , der Stadtrat möge ſich bei der Regierung dafür ver —⸗

wenden , daß ein ſolcher Bahnhofumbau in Ausſicht genommen werde ,
der auch den beſtehenden Mißſtänden abhelfe . Der Stadtrat wandte

ſich alsbald an die Generaldirektion . Nachdem aber in der Vorlage
der Regierung an die II . Kammer über die Bahnhoferweiterung für
fragliche Übergänge keine Verbeſſerung vorgeſehen worden war , wandte

ſich der Stadtrat an die Il . Kammer mit der Bitte , ſie wolle bei

eventueller Bewilligung der von der Regierung für die Erweiterung
des Karlsruher Bahnhofs geforderten Beträge ausſprechen , daß dieſe
Mittel nicht ausſchließlich für das von der Regierung vorgelegte Projekt
als bewilligt anzuſehen ſeien, und daß die Regierung vor Inangriff⸗
nahme der Arbeiten nach Anhören des Stadtrates noch zu prüfen
habe, ob nicht Mittel und Wege gefunden werden könnten , die ohne
Überſchreitung des bewilligten Betrags , unter Verbeſſerung der Zu —
ſtände des innern Bahnhofs auch jene der Straßenübergänge
ermöglichten . Um dieſe Wege anzudeuten , wurde von Baurat Profeſſor
Baumeiſter ein Gutachten hierüber für den Stadtrat ausgearbeitet .
Die Regierung lehnte aber jede Verhandlung hierüber mit dem Stadt⸗
rate ab, worauf derſelbe um die Belaſſung der beſtehenden Fahrüber —
gänge und Herſtellung von Tunnels für den Perſonenverkehr bat ,
wobei er bemerkte , daß er in der Herſtellung von Überbrückungen keinen
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Vorteil für den Straßenverkehr erkenne , gegen dieſe vielmehr als ent —

ſchieden ſchlimmer gegenüber dem jetzigen Zuſtand ſich ausſprechen

müſſe und ſich gegen einen in Ausſicht geſtellten Beizug zu den Koſten

verwahrte . Anfangs 1883 wandte ſich der Stadtrat an den Groß —

herzog mit der Bitte , die Erbauung eines Zentralbahnhofes mit

Berückſichtigung der Intereſſen der Stadt in Erwägung zu ziehen.

Durch das Finanzminiſterium wurde dieſe Bitte ablehnend beantwortet .

Gleichzeitig konnte man in einem Karlsruher Blatte leſen, daß die

Herſtellung von Überbrückungen für die Rüppurrer - , Ettlinger - und

Gartenſtraße von der Regierung beabſichtigt ſei. Dies veranlaßte

den Stadtrat , ſtatiſtiſche Erhebungen über den Verkehr dieſer Straßen

vornehmen zu laſſen , um ſich eine ſichere Grundlage für die Beur —

teilung der Augelegenheit zu verſchaffen . Aus dieſen Erhebungen ging

hervor , daß die größte Gefahr beim derzeitigen Zuſtande in dem

außerordentlich ſtarken Straßenverkehr bei den Übergängen lag, der

durch die tagsüber häufig geſchloſſenen Barrieren ſehr gehindert war .

Ohne weſentliche Schädigung des Bahnverkehrs konnte alſo durch

Erbauung von Tunnels dieſer größte Mißſtand beſeitigt werden . Was

den Fuhrwerksverkehr anbelangte , hätte die Herſtellung von Über⸗

brückungen abſolut keine Erleichterung bedeutet , ſondern derſelbe hätte

eher erhebliche Erſchwerungen erfahren . Es war darum keine un —

wichtige Entſcheidung der Budgetkommiſſion der II . Kammer , als ſie

das von der Regierung geplante Projekt einer Bahnüberbrückung an

der Ettlinger - und Rüppurrerſtraße mit 1½¼ Millionen Koſtenaufwand

ablehnte . Nunmehr konnte das vom Stadtrat und Bürgerausſchuß

ſowie von der Handelskammer und dem Gewerbeverein gemeinſam

befürwortete anderweitige Projekt zur Durchführung gelangen . Das —

ſelbe zielte bekanntlich dahin , die bisherigen Bahnübergänge für deu

Fuhrwerksverkehr zu belaſſen und an Stelle der geplanten teueren ,

unpraktiſchen und mißliebigen Überbrückung für Fuhrwerk und Fuß⸗

gänger lediglich 2 Tunnels für letztere zu erſtellen . Ein dritter Tunnel

an der Gartenſtraße wurde dagegen als nicht abſolut erforderlich ,

ſeitens der betreffenden Kommiſſion für überflüſſig erachtet . Dieſem

Projekte pflichtete ſchließlich auch die II . Kammer bei . Es kam in den

Jahren 1885 —86 zur Ausführung der Tunnelarbeiten . Nachdem
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Fußgängertunnels an der Ettlingerſtraße , wo gleichzeitig der dort

ſeit 1875 befindliche Steg abgetragen wurde . Wohl war damit den

Übelſtänden etwas abgeholfen ; aber die Verbeſſerungen reichten bei
weitem nicht aus , die Bürgerſchaft zufrieden zu ſtellen . Immer und
immer wieder kam die Bahnhofsfrage zur Sprache . Am 19 . März 1895

ſtellte deshalb der Stadtrat an die Generaldirektion den Antrag , endlich
einmal eine definitive Löſung der Bahnhofsfrage durch Ausarbeitung
von Pläuen und Verhandlung derſelben mit dem Gemeinderat herbeizu⸗
führen . Jetzt erkannte die Generaldirektion an , daß die Höherlegung
des Bahnhofs wohl das geeignetſte Mittel zur Beſeitigung der vor —

handenen Mißſtände ſei. Jedoch könne in dieſer Sache noch keine

beſtimmte Entſchließung getroffen werden . Mehrfach an die ſchwebende
Frage erinnert , ließ das Miniſterium des Großh . Hauſes und der

auswärtigen Angelegenheiten , dem die Eiſenbahnen ſei 1893 unter⸗

ſtellt ſind, drei Projekte ausarbeiten und ſtellte dieſe am 19 . Feb⸗
ruar 1898 auf einige Tage zur allgemeinen Beſichtigung aus . Das

erſte Projekt befaßte ſich mit einer hochliegenden Kopfſtation zwiſchen
Tiergarten und Beiertheimer Wäldchen ( Koſtenanſchlag 8 230000 Mk. ) ;
das zweite mit der Hochlegung des Bahnhofs an der jetzigen Stelle

( Koſtenanſchlag : 17750000 Mk , wenn die Maxauer Bahn und die

Bahn Karlsruhe —Eggenſtein —Graben auf der jetzigen Linie belaſſen
würde ; Koſtenanſchlag : 15000000 Mk , wenn die Maxauer Bahn
und die Bahn Karlsruhe —Eggenſtein —Graben nach der Linie der

gegenwärtigen Güterbahn : Rangierbahnhof —Weſtbahnhof —Mühlburg
verlegt würde ) ; das dritte endlich mit der Überführung der Ettlinger⸗ ,
Garten - , Rüppurrer - und Wolfartsweiererſtraße mittelſt Brücken über
die Bahn ( Koſtenanſchlag : 4320000 Mk. ) . Inzwiſchen war die

Bahnhoffrage bei der Beratung des Eiſenbahnbudgets im Mai 1898
in den beiden Kammern des Landtags zur Sprache gekommen. In
der zweiten Kammer bekannte ſich der Abgeordnete Delisle als Gegner
der Überführungen; ihm ſchloß ſich der Abgeordnete Bleß für Karls —

ruhe an . Der Abgeordnete Fieſer ſah die Notwendigkeit einer ſpäteren
Höherlegung des Bahnhofs voraus , verneinte aber , daß dieſelbe augen⸗

blicklich ſchon Bedürfnis ſei, und befürwortete fürs erſte die Über⸗

führung . Miniſter v. Brauer erklärte , daß die Überführung kein

Proviſorium bedeuten ſolle, daß bei derſelben hinreichender Raum
bleiben werde, um die ſpäter erforderliche Erweiterung des Bahnhofs
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innerhalb desſelben vorzunehmen . Bezugnehmend auf verſchiedene

Ausſtellungen von Modellen betonte er , daß die Überführungen keine

Verunſtaltung der Stadt zur Folge hätten , daß ſie im Gegenteil eine

hervorragende Zierde für dieſelbe werden würden . Er ſchloß damit ,

daß er wiederholte , die Regierung ſei für die Überführungen und ſie

hoffe, daß die ſtädtiſche Behörde und die Einwohnerſchaft für dieſen

Plan noch günſtig geſtimmt würden . Nun aber waren gerade die

Straßenüberführungen in demjenigen Projekt vorgeſehen , gegen welches

ſich die weiteſten Kreiſe der Einwohnerſchaft durchaus ablehnend ver —

hielten , während die Meinungen über die beiden anderen Projekte ,

Verlegung und Höherlegung , ſich ungefähr das Gleichgewicht hielten .

Außerdem hatte Oberbaurat Profeſſor Baumeiſter , der von der Stadt

zum zweitenmal um ein Gutachten erſucht worden war , im Mai die

Hochlegung des Bahnhofs für die Stadt wiederum als das wün —

ſchenswerteſte Hilfsmittel zur Beſeitigung der Mißſtände erklärt , mit

Rückſicht auf den Koſtenaufwand allerdings geraten , mit den Über⸗

führungen ſich zunächſt zu begnügen . Bei der außerordentlichen Be —

deutung der ganzen Frage für die Stadt beſchloß nunmehr der Bürger —

ausſchuß auf Anregung des Stadtrats , bevor er endgültig zu den

Projekten der Generaldirektion Stellung nehme, zunächſt ein weiteres

Sachverſtändigen - Gutachten einzuholen , durch welches die Gemeinde⸗

verwaltung und insbeſondere auch die Bürgerſchaft in die Lage ver —

ſetzt werden ſolle , über die eiſenbahntechniſche Seite der Frage ſich

näher zu unterrichten . Die Ausfertigung dieſes Gutachtens wurde

wieder dem Oberbaurat Profeſſor Baumeiſter zuſammen mit dem

Generaldirektor der Königl . Bayeriſchen Staatseiſenbahnen , G. v. Eber —

mayer in München , und dem Zivilingenieur C. O. Gleim in Hamburg

übertragen . Dieſe drei Sachverſtändigen kamen zu dem Ergebnis , daß

vorläufig eine Verlegung des Perſonenbahnhofs nicht empfohlen

werden könne , da für die möglichſt zentrale Lage des Hauptverkehrs —

punktes einer Stadt neben den geſchäftlichen Einzelvorteilen , welche ſich

an die Lage eines beſtehenden Bahnhofs knüpften , das wohlverſtandene

allgemeine Intereſſe der Bevölkerung ſo maßgebend ſei, daß man heute

ſchon mit Beſtimmtheit ſagen könne , die Sache dürfe auch in Karls⸗

ruhe keinen andern Verlauf nehmen , als in ſo vielen anderen Städten ,

welche ſich oftmals mit ſchweren Opfern die zentrale Lage ihrer Haupt⸗

bahnhöfe gewahrt hätten . Die Anlage eines Kopfbahnhofs wurde



als ausgeſchloſſen betrachtet wegen der mit einem ſolchen verbundenen

Betriebsſchwierigkeiten und Zeitverſäumniſſe , die bei einer Station wie

Karlsruhe , bei welcher der Durchgangsverkehr die Hauptrolle ſpiele ,
beſonders ſchwer ins Gewicht fallen müßten . Demgemäß beſtände nur
die Möglichkeit einer Hochlegung des Bahnhofes an ſeiner jetzigen
Stelle mit Unterführung der kreuzenden Straßen ungefähr in ihrer
jetzigen Höhenanlage oder einer Überführung der Straßen auf Brücken .
Auf Grund dieſes Gutachtens entſchied ſich der Stadtrat einſtimmig
für die Höherlegung des Bahnhofs , und ſeinem Antrage gemäß be —

ſchloß ſodann der Bürgerausſchuß ebenfalls einſtimmig in einer Sitzung
vom 24 . Oktober 1898 , daß der Stadtrat bei dem Miniſterium des

Großh . Hauſes und der auswärtigen Angelegenheiten namens der Stadt —

gemeinde ſich für die Höherlegung des Bahnhofs ausſprechen ſolle .
Am 2. Februar 1900 aber ließ der Miniſter von Brauer in einem

Erlaß einige Bedenken techniſcher Art gegen die Höherlegung des

Bahnhofs am alten Platz laut werden . Die angeführten Gründe

wurden am 23 . Februar vom Bürgerausſchuß auch als ſtichhaltig
befunden . Und als am 25 . Mai 1900 die Bahnhoffrage wieder in

der zweiten Kammer zur Verhandlung kam, ſchloſſen ſich auch die

Landſtände der Begründung für die Verlegung an . Es wurde zu —
gleich zur Ausführung der Vorarbeiten und zur Erwerbung des er —

forderlichen Geländes am Lauterſee eine Million Mark bewilligt .

Der Eiſenbahnrat .

Durch landesherrliche Verordnung vom 4. November 1879 wurde

nach dem Vorgange anderer deutſchen Staaten zur Beratung des

Handelsminiſteriums und der Generaldirektion der Staatseiſenbahn
für das Großherzogtum ein Eiſenbahnrat errichtet . Derſelbe
übernahm die Aufgabe , in wichtigen , die Intereſſen des Handels , der

Gewerbe und der Landwirtſchaft berührenden Angelegenheiten des

Eiſenbahnweſens , insbeſondere hinſichtlich der Beſtimmungen des Be⸗

triebsreglements , der Tarife und der Fahrpläne gutachtliche Ruße—
rungen abzugeben und Wünſche und Beſchwerden zur Kenntnis der

Zentralbehörde zu bringen . Die Schaffung eines Eiſenbahnrats wurde
als eine willkommene Einrichtung freudig begrüßt ; iſt doch dadurch
den Vertretern des Handels - und Induſtrieſtandes die Möglichkeit
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